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Anfrage Perl 

 

betreffend Observationen und Detektivtätigkeiten durch Private 

 

Antwort der Regierung  

 

Observationen und Detektivtätigkeiten durch Private sind im Konkordat über private 

Sicherheitsdienstleistungen (KÜPS) in Art. 3 Abs. 1 lit. a Ziff. 7 als "Ermittlungsdiens-

te, namentlich Observationen, Detektivtätigkeiten und Diebstahlkontrollen" geregelt 

und zwar als einer von acht Teilbereichen der Sicherheitsdienstleistungen. Das Kon-

kordat ist nicht in Kraft gesetzt worden. Da die verfolgten Ziele mit dem KÜPS nicht 

mehr erreicht werden können, beantragte die Regierung mit Botschaft vom 15. Mai 

2018 die Mitgliedschaft im KÜPS zu künden (vgl. Botschaft der Regierung Heft Nr. 

2/2018-2019, S. 161).  

 

Zu Frage 1: Im Kontext des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozial-

versicherungsrechts (ATSG; SR 830.1) wird der Bundesrat die Anforderungen an ex-

terne Spezialistinnen und Spezialisten mit Observationsaufgaben regeln. Diese An-

forderungen sind noch nicht bekannt. Die Regierung kann sich deshalb auch noch 

nicht dazu äussern. Sie geht davon aus, dass es eine Vernehmlassung geben wird. 

Da die Detektivtätigkeit in Graubünden zurzeit nicht reguliert ist, bestehen keine Er-

fahrungswerte, um aus kantonaler Sicht unabdingbare Mindestanforderungen zu 

nennen. Vielmehr sind die vom Bundesrat aufgestellten Anforderungen abzuwarten, 

welche in der Folge zu beurteilen sind. 

  

Zu Frage 2: Aus Sicht der Regierung besteht kein unmittelbarer Regelungsbedarf. 

Aufgrund des Binnenmarkts kann den ausserkantonalen Anbietern von Sicherheits-

dienstleistungen selbst mit einer kantonalen Regelung der Marktzugang in Graubün-

den nur dann verweigert bzw. unter eine Bewilligungspflicht gestellt werden, wenn 

die am Herkunftsort geltenden Vorschriften ein wesentlich tieferes Schutzniveau ge-

währleisten würden. In der Regel wird die binnenmarktrechtlich vermutete Gleichwer-

tigkeit der Marktzugangsordnungen – mit Ausnahme von Anbietern aus Kantonen 

ohne Bewilligungspflicht – nicht widerlegt werden können. Mindeststandards für pri-

vate Sicherheitsdienstleistungen sind in absehbarer Zeit deshalb nur mit einer Bun-
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deslösung zu realisieren. Der Bundesrat beantragte am 14. Februar 2018 die An-

nahme der im Ständerat vorgebrachten Motion Rechsteiner (17.4101: Mindeststan-

dards für Sicherheitsfirmen national regeln). Da eine Konkordatslösung gescheitert 

sei, halte er den Zeitpunkt für gekommen, bundesrechtliche Mindestvorschriften zu 

erlassen (vgl. zum Ganzen Botschaft der Regierung Heft Nr. 9/2014-2015, S. 483 ff. 

und Heft Nr. 2/2018-2019, S. 163 ff.). In Anbetracht der Umstände ist deshalb die 

Bundeslösung abzuwarten. 

 

Auffälligkeiten des Privatdetektivgewerbes in Graubünden sind keine bekannt. Die 

Regelungen im KÜPS hatten vor allem einen Mindeststandard bei der Aus- und Wei-

terbildung als Ziel. Privatdetektiven oder privaten Sicherheitsdiensten stehen grund-

sätzlich keine weitergehenden Befugnisse als anderen Privaten zu, nämlich die so-

genannten Jedermannsrechte. Dazu zählen etwa die rechtfertigende Notwehr bzw. 

Notstand nach Art. 15 und 17 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0), 

die Selbsthilfe nach Art. 52 Abs. 3 Obligationenrecht (OR; SR 220), die Ausübung 

des Hausrechts, die vorläufige Festnahme nach Art. 218 Schweizerische Strafpro-

zessordnung (StPO; SR 312.0) oder Eingriffe bei ausdrücklicher oder stillschweigen-

der Zustimmung der Betroffenen. Bei privaten Observationen und Detektivtätigkeiten 

sind unter anderem die bundesrechtlichen Regelungen zum Persönlichkeitsschutz 

(Art. 28 ff. Schweizerisches Zivilgesetzbuch [ZGB; SR 210]), zu den strafbaren Hand-

lungen gegen den Geheim- oder Privatbereich (Art. 179 StGB) und zum Datenschutz 

(Bundesgesetz über den Datenschutz [DSG; 235.1]) zu beachten.  

 

Zu Frage 3: Im Zusammenhang mit Vorbereitungsarbeiten zum KÜPS hatte die Kan-

tonspolizei die damals bekannten Anbieter von privaten Sicherheitsdienstleistungen 

zusammengetragen. Ein aktueller und systematischer Überblick über die privaten Si-

cherheitsdienste besteht hingegen nicht. Bewilligungen von der Kantonspolizei erhal-

ten nur private Sicherheitsdienste, welche im Bereich Verkehrsregelung tätig sein 

wollen (Art. 9 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Strassenverkehr [EG-

zSVG; BR 870.100]). Die Regierung hat keine Kenntnisse über das Ausmass der ak-

tuellen Geschäftstätigkeit des Privatdetektivgewerbes in Graubünden.
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